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In den nächsten Tagen und Wochen werden die Lohngespräche –
wenn  denn  –  zu  Ende  geführt  und  die  Weichen  für  die
Lohnentwicklung 2022 gestellt. Ein schwieriges Thema für den
öffentlichen  Dienst,  weil  die  Covid-19-Pandemie  finanzielle
Auswirkungen  für  die  öffentliche  Hand  haben  wird  und  die
Gefahr  besteht,  finanzielle  Ausfälle  über  den  Lohn  des
öffentlichen Dienstes zu «kompensieren». Das darf nicht sein.
Öffentliches Personal Schweiz erachtet eine Lohnerhöhung von
1%, mit dem in der Hauptsache die Teuerung kompensiert wird,
als richtig und nötig.

Die Lohnrunde 2022 kann nicht ohne Berücksichtigung der beiden
vorangegangenen  Lohnrunden  2020  und  2021  erfolgen.
Wirtschaftsentwicklung und Teuerung waren nicht immer so wie
prognostiziert, was Auswirkungen auf die Lohnrunde 2022 haben
kann.

Lohnrunde 2020
Die Nominallöhne sind im Jahr 2020 um 0,8% gestiegen. Gemäss
den Berechnungen des Bundesamtes für Statistik (BFS) ergibt
sich unter Einbezug einer mittleren Jahresteuerung von –0,7%
bei den Reallöhnen ein Anstieg von 1,5%.

Das meint: Die Löhne wurden durchschnittlich um 0,8% erhöht,
hinzu  kam  ein  Teuerungsrückgang  um  0,7%,  was  zu  einer
Reallohnerhöhung  von  1,5%  führte  –  beabsichtigt  war  das
allerdings nicht. Es sei einschränkend einmal mehr erwähnt,
dass die Zusammensetzung des Warenkorbs, aus dem die Teuerung
berechnet wird, höchst diskutabel ist, insbesondere, weil die
Krankenkassenprämien  nicht  Teil  des  Warenkorbs  sind  –
Öffentliches  Personal  Schweiz  hat  darauf  wiederholt
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hingewiesen.

Die Entscheide in Bezug auf die Lohnerhöhung 2020 wurden in
der Regel von September bis Dezember 2019 und damit in einer
Periode  gefällt,  in  der  die  Teuerung  für  2020  auf  +0,4%
geschätzt wurde. Durch die Covid-19-Pandemie und die dadurch
verursachte  Konjunkturverlangsamung  sank  das  allgemeine
Preisniveau  allerdings  um  0,7%.  Ob  der  durchschnittliche
Arbeitnehmende von diesem Teuerungsrückgang ebenfalls positiv
betroffen war, mag bezweifelt werden.

Aufgrund der Anpassung der Nominallöhne an die Teuerung nahm
die Kaufkraft der Löhne damit zum zweiten Mal seit 2019 zu.
Bei den wichtigsten Gesamtarbeitsverträgen (GAV), denen fast
eine halbe Million Arbeitnehmende angeschlossen sind, wurde
für  2020  kollektivvertraglich  eine  Effektivlohnerhöhung
(Nominallöhne)  von  0,4%  vereinbart.  Grafisch  sieht  die
Entwicklung der Nominal- und Reallöhne im Jahr 2020 gemäss BFS
wie folgt aus:





Erkennbar ist bereits hier, dass der öffentliche Dienst zwar
noch keinen Rückbau in Kauf nehmen musste, aber am Ende der
Lohnentwicklung zu positionieren ist.

Dies  steht  im  Widerspruch  zur  allgemeinen  Lohnentwicklung,
aber auch im Gegensatz zur verschärften Arbeitssituation für
den  öffentlichen  Dienst  während  der  Pandemie.  Hier  ist
einschränkend  zu  sagen,  dass  im  Zeitpunkt  der
Lohnverhandlungen  das  Ausmass  der  Pandemie  noch  nicht
vorhersehbar war. Gleichwohl fehlen die Argumente, weshalb der
öffentliche Dienst an der positiven Entwicklung im Jahr 2020
nicht beteiligt war. Das muss einen Einfluss auf die Lohnrunde
2022 haben.

Lohnrunde 2021
Die finanzielle Lage der öffentlichen Hand war zum Zeitpunkt
unserer  Empfehlungen  für  die  Lohnrunde  2021  relativ  gut.
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  empfahl  damals  eine
Reallohnerhöhung von 2%. Diese Empfehlung konnte von Ausnahmen
abgesehen  nicht  durchgesetzt  werden.  Das  wäre  aber  nicht
unrichtig  gewesen;  das  öffentliche  Personal  war  durch  die
Covid-19-Krise  gefordert,  wie  selten,  der  korrekte  und
effiziente  Gang  der  Verwaltung  musste  trotz  erheblicher
Einschränkungen  aufrechterhalten  werden,  was  gelungen  ist.
Viele  Frauen  und  Männer,  die  im  öffentlichen  Dienst
beschäftigt sind, mussten Risiken in Kauf nehmen oder ganz
erheblichen Belastungen standhalten, es seien anstatt vieler
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheitsdienst, in
den Pflegeheimen, in den Altersheimen, in den Schulen auf
allen Stufen oder im Polizeidienst genannt. Hier wurde viel
gearbeitet  und  hier  wurde  unter  erschwerten,  risikoreichen
Bedingungen gearbeitet.

Die öffentlichen Arbeitgeber haben das nicht gewürdigt. Es mag
sein,  dass  der  engagierte  Einsatz  im  Grundsatz  anerkannt
wurde, aber oft war zu hören, der öffentliche Dienst müsse nun
auch seinen Beitrag an die notwendigen Einsparungen leisten,



um  die  Covid-19-Sonderausgaben  zu  finanzieren.  Diesen
Zusammenhang sehen wir nicht. Hinzu kommt: Bei der Lohnrunde
2020 ist für den öffentlichen Dienst nur ganz wenig übrig
geblieben (Nominallohnerhöhung von 0,1%).

Die Covid-19-Pandemie hat nun im Gegenteil dazu geführt, dass
Lohnerhöhungen  für  das  Jahr  2021  flächendeckend  verweigert
wurden. Das betraf faktisch alle Branchen, insbesondere auch
den öffentlichen Dienst. Dazu gehört auch der im Jahr 2020
stark geforderte Gesundheitsbereich; nicht einmal dort konnten
Lohnerhöhungen  durchgesetzt  werden.  Bei  den  wenigen
Unternehmen,  welche  Lohnerhöhungen  vorgenommen  haben,
resultiert  ein  durchschnittliches  Plus  von  0,9%,  im
Gesamtvergleich bleibt aber nicht viel mehr als eine runde
Null übrig.

Der Blick zurück auf die Wirtschaftslage im Jahr 2020 macht
die Lohnrunde 2021 nicht besser. Viele Branchen sind gut durch
die  Pandemie  gekommen,  einige  haben  sich  sogar  positiv
entwickelt. Das Argument der unsicheren Wirtschaftslage war im
Zeitpunkt des Entscheids über die Lohnentwicklung zwar noch
nachvollziehbar, ist es rückwirkend aber nicht mehr in allen
Punkten. Die öffentliche Hand hat demgegenüber mehrheitlich
gute Jahresabschlüsse vorzulegen.

Dass bei der Anpassung der Löhne erstaunlicherweise auch der
Gesundheitsbereich,  der  stark  gefordert  war,  keine
Verbesserungen  erreichen  konnte,  ist  nur  schwer
nachvollziehbar  und  (neben  den  finanziellen  Problemen  der
Spitäler insbesondere in den vergangenen eineinhalb Jahren)
auf eine allgemeine Verweigerungshaltung zurückzuführen.

Erschwerend kommt hinzu, dass bei der Lohnrunde 2021 mit einer
negativen Teuerung gerechnet wurde, was die Löhne real hätte
steigen lassen. Das hat sich bis anhin nicht bewahrheitet. Im
Gegenteil, für die Indexperiode 06 2020 bis 06 2021 ist eine
Teuerung von plus 0,6% ausgewiesen. Und das ist noch nicht die
ganze Wahrheit: Die Zusammensetzung des Warenkorbs dürfte dazu



beigetragen haben, dass insbesondere Güter, die während der
Covid-19-Pandemie  nicht  nachgefragt  wurden  (Flugreisen,
Benzin),  billiger  geworden  sind,  nicht  aber  Güter  des
täglichen Bedarfs für jedermann wie insbesondere Lebensmittel.
So betrachtet stellt sich das Teuerungsproblem verschärft.

Dieser Rückblick auf die Lohnrunde 2021 muss Auswirkungen auf
die Lohnforderungen 2022 haben.

Lohnrunde 2022
Teilweise  liegen  bereits  erste  Rückmeldungen  aus  den
Lohnverhandlungen 2021 für das Jahr 2022 vor. Es zeigt sich,
dass die Covid-19-Pandemie einmal mehr dafür herhalten muss,
dass keine Lohnerhöhungen gewährt werden sollen. Das ist in
vielen  Sektoren  unverständlich;  die  Wirtschaftslage  zeigt,
dass in der Schweiz trotz Corona in den meisten Bereichen
Volllast  gearbeitet  wurde,  mit  den  zusätzlichen
Erschwernissen, wie sie die Pandemie nach sich gezogen hat.

Das gilt insbesondere auch für den öffentlichen Dienst. Gerade
er war in den letzten 18 Monaten erheblich gefordert, ein
Aufgabenrückbau war nicht auszumachen und kaum je kam der
nachhaltigen,  zuverlässigen  und  disziplinierten
Aufgabenerfüllung  in  allen  Bereichen  der  öffentlichen
Verwaltung eine so grosse Bedeutung zu wie in den letzten
anderthalb Jahren. Das kann nicht ohne Auswirkungen bleiben.

Im  Fokus  muss  die  Teuerung  stehen,  die  auf  jeden  Fall
auszugleichen ist. Damit sprechen wir von mindestens 0,6 bis
0,8% unter diesem Titel. Hinzu kommt, dass die öffentliche
Hand  im  Jahr  2020  oftmals  ganz  ausgezeichnete
Rechnungsergebnisse, will heissen positive Jahresabschlüsse,
einfahren konnte. Das muss nicht zwingend zu Lohnerhöhungen
führen,  ist  aber  auch  kein  Argument,  Lohnanpassungen  zu
unterlassen,  zumal  solche,  die  zu  keiner  Reallohnerhöhung
führen,  sondern  lediglich  die  Teuerungsentwicklung
ausgleichen, also verhindern, dass man nicht weniger, sondern



lediglich gleich viel im Portemonnaie hat.

Soweit bis anhin bekannt, bewegen sich die Lohnforderungen in
der öffentlichen Verwaltung für das Jahr 2022 um rund ein
Prozent,  beinhaltend  den  Teuerungsausgleich  zuzüglich  einer
kleinen  Reallohnerhöhung,  oftmals  für  die  individuelle
Zumessung.

Öffentliches  Personal  Schweiz  teilt  diese  Auffassung  und
empfiehlt  deshalb,  für  das  kommende  Jahr  2022  eine
Lohnerhöhung von 1% für den öffentlichen Dienst. Damit ist der
Teuerungsentwicklung Rechnung getragen. Viel mehr aber auch
nicht.

Öffentliches Personal Schweiz
Die Geschäftsleitung


